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(Nr. 14463.) Verordnung über die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen dem Lande Preußen und 
der Hanſeſtadt Lübeck. Vom 9. November 1938. 

Auf Grund der Ermächtigung im $ 11 des Geſetzes über die Feſtſtellung des Haushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1937 vom 19. März 1937 (Geſetzſamml. S. 13) und im § 10 des Geſetzes 
über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1938 vom 25. März 1938 
(Geſetzſamml. S. 33) wird in Durchführung des Reichsgeſetzes über Groß⸗Hamburg und andere 
Gebietsbereinigungen vom 26. Januar 1937 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 91) mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
miniſters des Innern und des Reichsminiſters der Finanzen die nachſtehende Auseinanderſetzung 
über Vermögen und Schulden des ehemaligen Landes Lübeck mit Wirkung vom 1. April 1937 
getroffen: 

§ 1. 
Allgemeines. 

Das geſamte Staatsvermögen des ehemaligen Landes Lübeck einſchließlich aller Laſten und 
Verbindlichkeiten geht in das Eigentum der Hanſeſtadt Lübeck über, ſoweit nicht nachfolgend etwas 
anderes beſtimmt iſt. 

§ 2. 
Grundbeſitz. 

Der geſamte auf das Land Preußen übergegangene Grundbeſitz des ehemaligen Landes Lübeck, 
auch ſoweit er ſich außerhalb des Stadtkreiſes Lübeck befindet, geht einſchließlich der Domänen 
und Forſten in das Eigentum der Hanſeſtadt Lübeck über. Lediglich folgende Grundſtücke fallen 
in das Eigentum des Landes Preußen: : 

a) die außerhalb des Stadtkreiſes Lübeck gelegenen Schulgrundſtücke und trigonometriſchen 

Jeſtpunkte; f : 

b) die Gebäude des früheren lübiſchen Kataſteramts in Lübeck, Königſtr. 40—42; 

c) das Gebäude der Seefahrtſchule in Lübeck; : 

d) das Geſandtſchaftsgebäude des ehemaligen Landes Lübeck in Berlin, Tiergartenſtraße 13 

und Bendlerſtraße 2. f 
s § 3. 

FR Forderungen. 

Die Forderungen des ehemaligen Landes Lübeck einſchließlich ſämtlicher Beteiligungen gehen 
auf die Hanſeſtadt Lübeck über. Ausgenommen hiervon ſind: f 

a) die außerhalb des Stadtkreiſes Lübeck ausgeliehenen Hauszinsſteuerhypotheken; 

b) die Forderungen aus den Darlehen der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge (der früheren 

unterſtützenden Erwerbsloſenfürſorge). 


Dieſe Forderungen übernimmt das Land Preußen. 


§ 4. 
Bürgſchaften. 

Die Bürgſchaftsverpflichtungen des ehemaligen Landes Lübeck übernimmt die Hanſeſtadt 
Lübeck. 

Ausgenommen hiervon ſind die Bürgſchaften zugunſten der Lübeckiſchen Hypothekenbank, 
A. G. in Lübeck, und des Landesfrauenvereins Mecklenburg⸗Lübeck des Deutſchen Roten Kreuzes; 
dieſe Bürgſchaften übernimmt das Land Preußen, jedoch iſt die Hanſeſtadt Lübeck im Innen⸗ 
verhältnis verpflichtet, das Land Preußen für den Fall ſeiner Inanſpruchnahme aus den Bürg⸗ 
ſchaften ſchadlos zu halten. 5 
Geſetzſammlung 1938 (14 463). 23 


122 Preuß. Geſetzſammlung 1938. Nr. 23, ausgegeben am 15. 11. 38. 


8 5. 
Schulden. 


Von den Schulden des ehemaligen Landes Lübeck übernimmt das Land Preußen in Höhe von. 


40 Mill. AM folgende Schulden: 
1. Ablöſungsanleihe des Lübeckiſchen Staates mit Ausloſungsrecht; 
2. Ablöſungsanleihe des Lübeckiſchen Staates ohne Ausloſungsrecht; 
2. Vorzugsrenten der Ablöſungsanleihe des Lübeckiſchen Staates (Nebenverpflichtung zu 1); 
4. Lübeckiſche Staatsanleihe von 1923 (Schwedenkronenanleihe); 
5. Lübeckiſche Staatsanleihe von 1928; 
6. Teilbetrag der Schulden beim Umſchuldungsverband deutſcher Gemeinden in Höhe von 
19 307 072,50 AM; 
7. 6% (7 bzw. 8%) Goldſchatzanweiſungen des Freiſtaats Lübeck von 1930; 
8. ſonſtige Darlehnsſchulden im Betrag von rund 5 Millionen AM. 


Die übrigen Schulden des ehemaligen Landes Lübeck übernimmt die Hanſeſtadt Lübeck. 
§ 6. 
Kirchenleiſtungen. 


x Die auf einer Rechtspflicht beruhenden Staatsleiſtungen des ehemaligen Landes Lübeck für 
kirchliche Zwecke werden vom Lande Preußen übernommen. 


5 § 7. 
Verſorgungsbezüge für Beamte, Angeſtellte und Arbeiter jomwir 
deren Hinterbliebene. 

Das Land Preußen übernimmt die Zahlung der Verſorgungsbezüge für die vor dem 1. April 
1937 ausgeſchiedenen Beamten, Angeſtellten und Arbeiter ſowie deren Hinterbliebenen aus den⸗ 
jenigen Hoheitsverwaltungen, die im ganzen mit den noch im Dienſte befindlichen Beamten auf das 
Land Preußen übergegangen oder die vor dem 1. April 1937 aufgelöſt W ſind, ferner in 
beſonderen, von mir beſtimmten Einzelfällen. 

Die Kaſſe für Alters⸗ und Invalidenunterſtützung ai Hebammen in Lübeck, die auf Grund 
des gemäß § 2 der Rechtseinführungsverordnung vom 18. März 1938 (Geſetzſamml. S. 40) in 
Kraft gebliebenen lübiſchen Hebammengeſetzes vom 10. März 1905 von dem ehemaligen Lande 


Lübeck eingerichtet worden iſt, wird von der Hanſeſtadt Lübeck im Auftrag und für Rechnung des 


Landes Preußen weitergeführt. 


§ 8. 
Wegebaulaſten. 


Die Verteilung der Wegebaulaſten, die das ehemalige Land Lübeck für außerhalb des Stadt⸗ 


kreiſes Lübeck belegene Straßen und Wege zu tragen hatte, bleibt der beſonderen 1 vor⸗ 


behalten. 
§ 9. 
Auseinanderſetzung mit den Kommunalverbänden. 
Die Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen der Hanſeſtadt Lübeck, dem Provinzialverbande 
Schleswig⸗Holſtein und den in Betracht kommenden Kreiskommunalverbänden bleibt unberührt. 


Berlin, den 9. November 1938. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 
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